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Am 31. Januar 2017 hat US-Präsident Trump einen Nachfolger für den im Februar letzten Jahres überraschend
verstorbenen Richter am Supreme Court Antonin Scalia nominiert. Nachdem der Posten fast ein Jahr vakant
geblieben war, kündigte Trump via Twitter die Entscheidung über seine Nominierung an und gab einen Tag
später bekannt, dass seine Wahl auf den Bundesrichter Neil M. Gorsuch gefallen sei.
Gorsuch ist seit 2006 Richter am U.S. Court of Appeals for the Tenth Circuit und insbesondere für sein weites
Verständnis von Religionsfreiheit bekannt. Der Harvard Absolvent war vor seiner Karriere als Anwalt und
Bundesrichter schon Clerk am Supreme Court, auch unter dem noch amtierenden Associate Justice Anthony
Kennedy. Damit wäre Gorsuch der erste Supreme-Court-Richter, der gemeinsam mit dem Verfassungsrichter, für
den er Clerk war, am Obersten Gerichtshof entscheiden darf. Bei der Bekanntgabe seiner Nominierung, die live
zur besten Sendezeit erfolgte, gab auch er ein Statement ab. Gorsuch ermöglichte hierbei einen kurzen Einblick
in sein Verständnis von der Rolle des U.S. Supreme Court im Verfassungssystem der Vereinigten Staaten. Die
Rolle der Richter sei es, das Recht anzuwenden und nicht, die von Volksvertretern geschaffenen Gesetze zu
verändern. Mit diesem Satz gibt Gorsuch zu erkennen, dass er die Grenzen richterlicher
Rechtsprechungstätigkeit in den von den Repräsentanten des Volkes geschaffenen Gesetzen sieht.
Solch ein Verständnis von Verfassungsgerichtsbarkeit und der Herangehensweise an verfassungsgerichtliche
Rechtsprechung steht dem des verstorbenen Associate Justice Scalia, der für seine Auslegung der Verfassung
allein nach dem Wortlaut (Textualism) und nach dem Willen der Gründungsväter (Originalism) bekannt war,
gleich. Da die Tatsache, dass Gorsuch auf der Shortlist Trumps für den Posten am Supreme Court steht und in
die engere Auswahl gezogen wurde, schon seit Wochen bzw. Monaten bekannt war, überrascht Gorsuch nicht
mit dem Statement zu seinem Verständnis von Verfassungsgerichtsbarkeit. Die für das Verfahren der Auswahl
der Verfassungsrichter in den USA so bedeutsamen rechtsphilosophischen Positionen der in die engere
Auswahl gezogenen Kandidaten sowie ihre Rechtsprechungstätigkeit wurden seit Wochen diskutiert.
Insbesondere die Nominierung des sodann vom Senat zu bestätigenden Kandidaten für den Obersten
Gerichtshof wird in den USA als auch politisches Recht des Präsidenten verstanden.
Wie ein Beitrag der New York Times anschaulich zeigt würde eine Ernennung Gorsuchs die ideologische
Balance innerhalb des Supreme Court kaum tangieren. Mit der Nominierung eines konservativen Kandidaten als
Nachfolger Antonin Scalias löst Präsident Trump zwar ein Wahlversprechen ein. Sie entspricht aber ohnehin der
kompromissorientierten Verfassungstradition der USA. Diese Tradition rührt aus der Gründungszeit, in der erst
der Kompromiss zwischen den Befürwortern eines starken Bundesstaats (Föderalisten) und den Anhängern
eines Staatenbundes (Anti-Föderalisten) die Gründung der Vereinigten Staaten ermöglichte. Dieser
Antagonismus findet seine Fortsetzung in der heutigen Debatte über die Rolle des Supreme Court in der
Verfassungsordnung der Vereinigten Staaten. „Judicial Restraint“ und Zurückhaltung der zentralen richterlichen
Gewalt auf der einen Seite.  „Judicial Activism “ und ein Verständnis der Verfassung als „Living Document“ auf
der anderen Seite. Dieser Antagonismus entspricht in der heutigen Zeit in etwa den politischen Gegenpolen von
Konservativen und Liberalen, weshalb die traditionell rechtsideologisch geprägte Auswahl der Supreme Court
Richter solche politische Sprengkraft besitzt. Die Ernennung des von Ex-Präsident Obama im letzte Jahr
nominierten Merrick B. Garland als Nachfolger eines der berühmtesten und vehementesten Vertreters des
Originalism, war – wenn überhaupt – nur unter heftiger Gegenwehr der Republikaner zu erwarten.
Da eine Ernennung Gorsuchs das rechtsphilosophische Gleichgewicht innerhalb des Supreme Court aufgrund
seiner rechtsphilosophischen Nähe zu Scalia kaum verändern würde, dürfte eine zügige Bestätigung durch den
mehrheitlich mit Republikanern besetzten Senat durchaus möglich sein. Auch sein Werdegang (Besuch einer
Ivy-League-Universität, anwaltliche Tätigkeit in Washington und dann Ernennung zum Bundesrichter), der dem
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der amtierenden Supreme Court-Richter doch sehr ähnlich ist, dürfte die Bestätigung durch den Senat
erleichtern. Hierfür braucht die republikanische Mehrheit (derzeit 52 von 100 Stimmen) zwar grundsätzlich nicht
die Unterstützung der Demokraten, denn die Bestätigung eines Supreme Court-Kandidaten erfordert eine
einfache Mehrheit von 51 Stimmen im Senat. Weil die Republikaner dem von Ex-Präsident Obama nominierten
Kandidaten Merrick B. Garland allerdings schon eine Anhörung in dem zuständigen Ausschuss des Senats
verweigerten, was nicht Wenige als unzulässige Beschränkung des Nominierungsrechts Obamas auffassten,
wird erwartet, dass die Demokratien es dem Kandidaten Trumps nicht einfach machen werden.
Nach den Verfahrensregeln des Senats hat die Senatsminderheit die Möglichkeit eine Abstimmung durch eine
Dauerrede (sog. Filibuster) zu verhindern. Das Ende der Beratung kann dann nur mit einer Mehrheit von 60
Stimmen beschlossen werden, wozu den Republikanern acht Stimmen fehlen. Von vornherein verhindern
könnte diese Blockade nur eine Verständigung auf einen fixen Abstimmungszeitpunkt. Dies war bei der
Bestätigung von Supreme Court-Kandidaten im Senat bisher die Regel. Einen Filibuster hat es bei der
Bestätigung eines Supreme Court-Richters in der Geschichte der Vereinigten Staaten noch nicht gegeben.
Angesichts der politisch aufgeladenen Situation in Washington ist es jedoch fraglich, dass die demokratische
Minderheit im Senat sich die Option eines Filibuster nehmen lässt. Zwar hat die republikanische Mehrheit auch
noch die Möglichkeit, das Verfahrensrecht im Senat zu ändern und so einen Filibuster unmöglich zu machen.
Allerdings würde dies auch bedeuten, dass die Republikaner dieses Instrument bei der nächsten Nominierung
eines Kandidaten der Demokraten nicht mehr nutzen könnten, was die Attraktivität dieser Lösung schmälert.
Die Ernennung des erst 49 Jahre alten Gorsuch würde die Rechtsprechung des Supreme Court, dessen
Mitglieder auf Lebenszeit ernannt werden, voraussichtlich für viele Jahrzehnte konservativ prägen. Allerdings
erhält sie auch die vorhandene rechtsideologische Balance innerhalb des Supreme Court. Eine im Hinblick auf
die ideologische Balance des Supreme Court besorgniserregende Machtverschiebung im Supreme Court fände
erst dann statt, wenn Präsident Trump in seiner Amtszeit die Gelegenheit bekäme einen weiteren konservativen
Kandidaten für den Supreme Court zu nominieren und dieser auch vom Senat bestätigt würde. Diese
Möglichkeit ist nicht ganz fernliegend angesichts des fortgeschrittenen Alters von Associate Justice Ruth Bader
Ginsburg (83), Associate Justice Anthony Kennedy (80) und Associate Justice Stephen Breyer (78). Seit einigen
Monaten wird immer wieder über die Ruhestandspläne Ginsburgs und Kennedys spekuliert.
Sollte Präsident Trump in den nächsten Jahren die Gelegenheit bekommen weitere Kandidaten für den
Supreme Court zu nominieren, könnte dies – ihre Senatsbestätigung vorausgesetzt – die Rolle des
Verfassungsgerichts im Verfassungssystem der Vereinigten Staaten nachhaltig beeinflussen. Neben dem
Harvard-Absolventen Gorsuch waren nämlich weitere konservative Richter und Richterinnen auf der Shortlist
des Präsidenten. In die engere Auswahl kam insbesondere Judge Thomas M. Hardiman. Hardiman gilt vor allem
als Verfechter des im 2nd Amendment verbürgten Rechts auf Waffen. Er wäre eine naheliegende Wahl für eine
weitere Nominierung Trumps. Liberale Meilensteine in der Rechtsprechung des Supreme Court, wie das Urteil
zum Recht auf Abtreibung (Roe v. Wade , 1973), zur gleichgeschlechtlichen Ehe (Obergefell v. Hodges, 2015)
oder zur Gesundheitsreform (NFIB v. Sebelius, 2012), könnten von einer konservativen Mehrheit im Supreme
Court außer Kraft gesetzt werden. Dass diese politisch (immer noch) höchst umstrittenen Themen schon bald
wieder auf dem Schreibtisch der Supreme Court-Richter landen könnten, gilt als höchst wahrscheinlich.
Die zukünftige Rolle des Supreme Court für die verfassungsrechtliche und politische Entwicklung der
Vereinigten Staaten hängt also davon ab, ob Präsident Trump bei seiner Nominierung – und der Senat bei seiner
Bestätigung – das rechtsphilosophische und rechtsideologische Gleichgewicht innerhalb des Supreme Court
berücksichtigt und ob die demokratische Minderheit im Senat fähig ist, diese mit allen ihr zur Verfügung
stehenden Mitteln zu verteidigen. Die Ernennung eines weiteren konservativen Richters als potentieller
Nachfolger der liberalen Ikone Ruth Bader Ginsburg oder des zuletzt als „swing vote“ agierenden Anthony
Kennedy würde die Rechtsprechung des Supreme Court voraussichtlich für Jahrzehnte auf eine konservative
Linie bringen. Der Supreme Court als das Staatsorgan, welches die langfristigen, in der Verfassung verkörperten
Interessen der US-amerikanischen Gesellschaft zu schützen und durchzusetzen beauftragt ist, würde Gefahr
laufen, seine rechts- und verfassungsphilosophische Balance zu verlieren.
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